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DIE SENATORIN FÜR FINANZEN 17.11.2017 

 office@finanzen.bremen.de 

  

Vorlage für die Sitzung des Senats am 28. November 2017 
 
 

Besetzung des Verwaltungsrates der Anstalt öffentlichen Rechts „Die Bremer 
Stadtreinigung“  

 
A. Problem 
Die Freie Hansestadt Bremen errichtet mit Wirkung zum 01.01.2018 die Anstalt öffent-

lichen Rechts „Die Bremer Stadtreinigung“. Das Errichtungsortsgesetz sieht vor, dass 

dem Verwaltungsrat ein vom Senat entsandtes Mitglied angehört. Daneben ist für je-

des Verwaltungsratsmitglied eine Stellvertretung zu benennen.  

 
B. Lösung 
Die Senatorin für Finanzen schlägt dem Senat vor, das senatsseitige Verwaltungs-

ratsmandat mit Herrn Staatsrat Meyer zu besetzen und Herrn Staatsrat Deutschendorf  

als stellvertretendes Mitglied für den Verwaltungsrat zu benennen. Der Senat hat über 

diese Besetzungsvorschläge zu entscheiden. 

 

C. Alternativen 
Werden nicht vorgeschlagen 

 

D. Finanzielle und Personalwirtschaftliche Auswirkungen, Gender-Prüfung 
Finanzielle / Personalwirtschaftliche Auswirkung 

Keine 

Gender-Prüfung 

Die Besetzung des Verwaltungsrates erfolgt amtsbezogen mit Herrn Staatsrat Meyer.  

 
E. Beteiligung und Abstimmung 
Die Vorlage ist mit dem Senator für Umwelt, Bau und Verkehr und der Senatskanzlei 

abgestimmt. Die Vorlage wurde der Bremischen Zentralstelle für die Verwirklichung 
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der Gleichberechtigung der Frau zur Kenntnis gegeben.  

 
F. Öffentlichkeitsarbeit und Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsge-
setz 
Öffentlichkeitsarbeit 

Entfällt 

Veröffentlichung nach dem IFG 

Die Vorlage ist zur Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz geeignet. 

 

G. Beschluss 
1) Der Senat beschließt,  

a) den Verwaltungsrat der Anstalt öffentlichen Rechts „Die Bremer Stadtreinigung“ 

mit Herrn Staatsrat Meyer zu besetzen und 

b) Herrn Staatsrat Deutschendorf als stellvertretendes Verwaltungsratsmitglied  zu 

benennen. 

2) Der Senat bittet die Senatorin für Finanzen um die entsprechende Umsetzung.  
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